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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass nach der Klassifizierung des Ausschusses für Entwicklungshilfe 
(DAC) der OECD alle BRICS-Länder ausgenommen Russland Entwicklungsländer sind;

B. in der Erwägung, dass sich nach Angaben der Weltbank in den BRICS-Ländern trotz des 
spektakulären Wirtschaftswachstums, das die meisten von ihnen jüngst verzeichnet haben, 
gleichzeitig die größte Armut weltweit konzentriert (z. B. leben in China 207 Mio. 
Menschen von umgerechnet weniger als 1,25 USD pro Tag, in Indien sind es 41,6% der 
Bevölkerung); in der Erwägung, dass sich hierin zeigt, dass ein schnelles 
Wirtschaftswachstum ohne Wachstum im Dienste der Armen und ohne die Einrichtung 
von Sicherheitsnetzen in den meisten Fällen zu einer Verstärkung der Ungleichheiten 
führen kann;

1. weist darauf hin, dass sich die BRICS-Länder zu stark voneinander unterscheiden, als dass 
die EU ihnen gegenüber eine einzige Politik verfolgen könnte, und fordert, dass eine neue 
differenzierte Form der Entwicklungszusammenarbeit eingeführt wird; empfiehlt jedoch, 
dass die EU zwar versuchen sollte, für die BRICS-Länder interessante Handlungsfelder 
und Politikbereiche zu finden, die aufeinander abgestimmt werden können (technische 
Zusammenarbeit und Unterstützung, Angleichung der Rechtsvorschriften, usw.), wodurch 
sich die EU als ein wichtiger Partner der BRICS-Länder profilieren und ihre komparativen 
Vorteile wie fortschrittliche Umweltvorschriften, Erfahrung mit der regionalen 
Zusammenarbeit und Sachverstand bei der Einrichtung von Systemen zum Abbau sozialer 
Ungleichheiten (z. B. wirksame Steuer- und Sozialschutzsysteme) maximieren könnte, 
dass die EU allerdings auch bestrebt sein sollte, die BRICS-Länder weiter in einen 
multilateralen Rahmen einzubinden, um globale Fragen zu erörtern, wie den 
Klimawandel, die nachhaltige Entwicklung (im Rahmen von Rio + 20), die Bekämpfung 
von Armut, usw., und sie dazu zu veranlassen, im Rahmen der internationalen 
Klimaverhandlungen eine verantwortliche Rolle zu übernehmen;

2. ist sich bewusst, dass die BRICS-Länder eine stärkere Wirtschaftsgruppe darstellen und 
besser geeignet sind, politische und wirtschaftliche Fragen von globaler Tragweite 
anzugehen, und dass die IBSA-Gruppe (Indien, Brasilien und Südafrika) bereits 
Mechanismen für die Behandlung sozioökonomischer und entwicklungspolitischer Fragen 
geschaffen hat;

3. fordert die EU gleichermaßen auf, den politischen Dialog und die Zusammenarbeit mit 
den BRICS-Ländern zu verstärken, um die Reform der für die Gestaltung der globalen 
Wirtschafts- und Finanzordnung zuständigen Institutionen, d. h. der Bretton Woods-
Institutionen, mit dem Ziel weiter voranzutreiben, eine breite Vertretung aller 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten und dabei Veränderungen des jeweiligen 
wirtschaftlichen Gewichts zu berücksichtigen;

4. ist der Ansicht, dass die EU ihren Standpunkt zu engeren Beziehungen mit den BRICS-
Ländern formulieren sollte, wobei sie den Umstand in Betracht ziehen muss, dass die 
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Vorstellung der EU und die Vorstellung der BRICS-Länder von verbindlichen 
Verpflichtungen und institutionalisierten Systemen nicht notwendigerweise immer 
dieselbe sein könnte; ist ferner der Überzeugung, dass die Unterstützung eines wirksamen 
Multilateralismus durch die BRICS-Länder möglicherweise als Gegenleistung für eine 
stärkere Vertretung in den einschlägigen internationalen Institutionen gewonnen werden 
kann; betont, dass die sich aus der zunehmenden Bedeutung der BRICS-Länder 
ergebenden Herausforderungen als Chance und nicht als Problem betrachtet werden 
sollten;

5. fordert die EU auf, die Standards der sozialen Verantwortung von Unternehmen auch 
angesichts eines sich verschärfenden Wettbewerbs um Ressourcen aufrechtzuerhalten, um 
Rechtssicherheit und nachhaltige langfristige Partnerschaften zu garantieren;

6. ist der Auffassung, dass der Schwerpunkt der verstärkten Partnerschaft mit den BRICS-
Ländern weiterhin auf einem „wirksamen Multilateralismus” und einer besseren 
Abstimmung in multilateralen Foren zur Erörterung ordnungspolitischer Fragen globaler 
Tragweite liegen sollte; empfiehlt insbesondere, dass die EU ihre Anstrengungen fortsetzt, 
um diese Länder entsprechend dieser Richtschnur einzubeziehen;

7. begrüßt Initiativen des zweiten Aktionsplans 2011-2013 im Rahmen der gemeinsamen 
Strategie EU-Afrika, durch die Schulungen zu bewährten Verfahren für die Aushandlung 
von Mineralverträgen angeboten werden und die wissenschaftliche Zusammenarbeit im 
Bergbau gefördert wird, da Initiativen wie die EITI erst längerfristig Wirkung zeitigen 
werden und einige BRICS-Länder noch nicht entschieden haben, ob sie an diesen 
Initiativen teilnehmen;

8. hebt hervor, dass die Übernahme der Grundsätze der Wirksamkeit der Entwicklungshilfe 
auch für neue Geberländer von Vorteil ist, und betont, dass sich die Dialoge im 
Zusammenhang mit der Budgethilfe und dem Ausbau von Kapazitäten in afrikanischen 
Staaten im Hinblick auf die Intensivierung der Beratungen mit den BRICS-Ländern als 
produktiv erwiesen haben;

9. fordert die Kommission auf, spezifische Bereiche der Zusammenarbeit mit den BRICS-
Ländern auf dem Gebiet der Entwicklungspolitik festzulegen, z. B. die Zusammenarbeit 
im Gesundheitswesen (unter anderem beim Zugang zur medizinischen Grundversorgung 
und Infrastruktur), die Bekämpfung von Armut, von AIDS, des Stadt-Land-Gefälles und 
von Korruption, – Bereiche, die nicht nur wichtig innerhalb Chinas und anderer BRICS-
Länder selbst sind, sondern auch einen Schwerpunkt ihrer Entwicklungszusammenarbeit 
bilden, – die Zusammenarbeit im Bereich der Eindämmung und Anpassung an den 
Klimawandel und die Zusammenarbeit mit den BRICS-Ländern beim Ausbau der 
Landwirtschaft;

10. weist nachdrücklich darauf hin, dass der politische Dialog mit den BRICS-Ländern über 
die Einhaltung der Menschenrechte sowie von Sozial- und Umweltstandards vertieft 
werden muss; erinnert in diesem Zusammenhang daran, dass die Einhaltung der 
Kernarbeitsnormen und der IAO-Agenda für menschenwürdige Arbeit von 
herausragender Bedeutung für die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele ist, 
weil sich diese positiv auf die Volkswirtschaft eines Landes auswirken, indem durch sie 
die soziopolitische Stabilität garantiert und das Qualifikationsniveau der Arbeitkräfte 
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eines Landes erhöht wird;

11. stellt fest, dass sich die BRICS-Länder als wichtige Akteure im Bereich der Außenhilfe 
profiliert haben und zuweilen die Nachhaltigkeit der finanzierten Projekte in Frage stellen; 
fordert die EU auf, sich dafür einzusetzen, dass die BRICS-Länder die Äquator-
Prinzipien, ein Bündel freiwilliger Standards zur Festlegung, Bewertung und Handhabung 
sozialer und ökologischer Risiken bei der Finanzierung von Projekten, billigen;

12. betont, dass die Forschungspolitik ein Potenzial für die Verbesserung der Beziehungen 
zwischen den BRICS-Ländern und der EU im Allgemeinen und in der 
Entwicklungspolitik im Besonderen in sich birgt; fordert die Kommission daher auf, den 
Ausbau wissenschaftlicher Kapazitäten in den Entwicklungsländern durch größere 
Investitionen in die Forschungsinfrastruktur zu unterstützen, entweder mit 
Rahmenprogrammen oder über das Finanzierungsinstrument für die 
Entwicklungszusammenarbeit (DCI), beispielsweise in Projekte im Bereich der 
Radioastronomie in Afrika, an denen sowohl die BRICS-Länder als auch die EU beteiligt 
sind;

13. weist darauf hin, dass mehr Transparenz in Bezug auf die Finanzströme, die 
Gewährleistung von wettbewerbsorientierten Ausschreibungen von Projekten und die 
umfassende Bewertung der makroökonomischen Auswirkungen der Finanzierung im 
Bereich der Entwicklungspolitik im Interesse von Ländern mit niedrigem Einkommen, der 
BRICS-Länder und der EU sind;

14. schlägt vor, dass die von der EU vorgenommene Schwerpunktsetzung auf die 
„Wirksamkeit der Entwicklungshilfe“ um eine Schwerpunktsetzung auf die „Wirksamkeit 
der Entwicklung“ (d. h. Output und Ergebnisse der Entwicklungspolitik und -hilfe) 
ergänzt wird, die das von den neuen Geberländern bevorzugte Konzept ist; vertritt die 
Ansicht, dass das Konzept der „Wirksamkeit der Entwicklung“ daher nicht nur eine 
Gelegenheit für einen umfangreicheren Dialog zwischen den BRICS-Ländern und der EU 
bietet, sondern auch eine Chance, innerhalb der EU selbst das Konzept der 
Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung zu stärken, das in Artikel 208 AEUV 
verankert ist;

15. fordert die BRICS-Länder auf, in der internationalen Entwicklungspolitik eine Rolle zu 
übernehmen, die ihrem Anteil am weltweiten BIP besser entspricht;

16. fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, die Initiativen für die Süd-Süd-
Zusammenarbeit zu unterstützen und sich an den Projekten der dreiseitigen 
Zusammenarbeit zu beteiligen, an denen die BRICS-Länder teilnehmen;

17. weist darauf hin, dass die BRICS-Länder, da sie keine OECD-Mitglieder sind, nicht 
verpflichtet sind, die OECD-Kriterien für die öffentliche Entwicklungshilfe und die 
OECD-Leitlinien für die Exportkreditfinanzierung einzuhalten, mit denen die gebundene
Hilfe eingeschränkt, Kreditvergabepraktiken reguliert und Umwelt- und Sozialstandards 
sowie Standards für verantwortungsvolles Handeln im Bereich der Finanzierung festgelegt 
werden.
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